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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Enzenhofer sowie die Hofräte Mag. Berger und Dr. Terlitza als Richter, 

unter Mitwirkung der Schriftführerin Mag. Kovacs, über die Revision des H L 

in D, vertreten durch Dr. Patrick Ruth und MMag. Daniel Pinzger, 

Rechtsanwälte in 6020 Innsbruck, Kapuzinergasse 8/4, gegen das Erkenntnis 

des Landesverwaltungsgerichts Steiermark vom 29. November 2019, 

LVwG 30.17-1417/2018-14, betreffend Übertretungen des Glücksspielgesetzes 

(belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bezirkshauptmannschaft 

Südoststeiermark), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Das Landesverwaltungsgericht Steiermark (Verwaltungsgericht) gab - soweit 

für das Revisionsverfahren relevant - der Beschwerde (u.a.) des von der 

belangten Behörde der vierfachen Übertretung des § 52 Abs. 1 Z 1 

dritter Fall Glücksspielgesetz - GSpG iVm § 9 Abs. 1 VStG für schuldig 

erkannten Revisionswerbers mit dem angefochtenen Erkenntnis dahingehend 

Folge, dass die Strafsanktionsnorm § 52 Abs. 2 dritter Strafsatz GSpG laute 

(Spruchpunkt I.). Über ihn wurden vier Geldstrafen in der Höhe von jeweils 

EUR 4.000,-- (sowie Ersatzfreiheitsstrafen) verhängt und der Kostenbeitrag für 

das Verwaltungsstrafverfahren neu festgesetzt (Spruchpunkt II.). Weiters 

sprach das Verwaltungsgericht aus, dass eine ordentliche Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei 

(Spruchpunkt III.). 

2 Gegen dieses Erkenntnis wendet sich die vorliegende außerordentliche 

Revision. Die belangte Behörde erstattete eine Revisionsbeantwortung, in der 

sie im Wesentlichen auf das im ersten Rechtsgang erlassene Erkenntnis des 

Verwaltungsgerichtes vom 30. November 2018 und das nunmehr angefochtene 

Erkenntnis hinwies und keinen Antrag auf Kostenersatz stellte. 

3 Mit Beschluss vom 27. April 2020, Ra 2020/17/0013, hat der 

Verwaltungsgerichtshof dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 

gemäß Art. 267 AEUV im Zusammenhang mit dem - auch im vorliegenden 
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Revisionsfall anzuwendenden - § 52 Abs. 2 dritter Strafsatz GSpG stehende 

Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

4 In der Folge hat der Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 

1. Oktober 2020 das Revisionsverfahren bis zur Vorabentscheidung durch den 

EuGH in der Rechtssache C-231/20 über die mit Vorlageentscheidung des 

Verwaltungsgerichtshofes vom 27. April 2020, EU 2020/0002 

(Ra 2020/17/0013), vorgelegten Fragen ausgesetzt. 

5 Der EuGH hat aufgrund des genannten Vorlagebeschlusses mit Urteil vom 

14. Oktober 2021, MT, C-231/20, über die ihm vorgelegten Fragen entschieden. 

Die Revision erweist sich als nicht zulässig: 

6 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

7 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

8 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

9 Die Frage, ob die Voraussetzung des Art. 133 Abs. 4 B-VG - also eine 

Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung - vorliegt, ist im Zeitpunkt der 

Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes zu beurteilen. Wurde die zu 

lösende Rechtsfrage mittlerweile durch den Verwaltungsgerichtshof geklärt, 
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liegt keine Rechtsfrage (mehr) vor, der im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG 

grundsätzliche Bedeutung zukäme (vgl. für viele VwGH 17.3.2021, 

Ra 2020/17/0010, mwN). 

10 Mit dem Vorbringen, das angefochtene Erkenntnis stehe im Widerspruch zur 

Rechtsprechung des EuGH vom 12. September 2019, Maksimovic u.a., 

C-64/18 u.a., und es fehle dazu an Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, 

wird keine Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung aufgezeigt. Wie der 

Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 10. Dezember 2021, 

Ra 2020/17/0013, unter Zugrundelegung des Urteils des EuGH vom 

14. Oktober 2021, MT, C-231/20, ausgesprochen hat, sind die 

Rechtsgrundlagen für die Verhängung von Geldstrafen gemäß § 52 Abs. 2 

dritter Strafsatz GSpG, für die Verhängung von Ersatzfreiheitsstrafen gemäß 

§ 16 VStG im Zusammenhang mit der Verhängung von Geldstrafen gemäß 

§ 52 Abs. 2 dritter Strafsatz GSpG und für die Vorschreibung eines Beitrages 

zu den Kosten des Strafverfahrens gemäß § 64 Abs. 2 VStG grundsätzlich mit 

dem Unionsrecht (insbesondere Art. 56 AEUV und Art. 49 Abs. 3 GRC) 

vereinbar (vgl. auch VwGH 7.4.2022, Ra 2019/17/0110, mwN). Dass im 

Revisionsfall außerordentliche Umstände vorgelegen seien, die zu einer 

anderen Beurteilung führen müssten, wird in der Revision nicht aufgezeigt und 

ist auch sonst nicht ersichtlich. 

11 In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des 

Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war 

daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 16. Jänner 2023 

 


